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NICARAGUA 

 
DIE MENSCHENRECHTSSITUATION IN NICARAGUA 

amnesty international 10) 

(Berichtszeitraum 1.Januar bis 31.Dezember 1996) 
 

 
Im Oktober 1996 fanden in Nicaragua allgemeine Wahlen statt. Der Kandidat der Liberalen Allianz 
(Alianza Liberal), Arnoldo Alemán, wurde im ersten Wahlgang zum Staatspräsidenten gewählt. 
 
Im Januar 1996 berichtete die amtliche Zeitung Gazette über die Einrichtung der Staatsan-
waltschaft für Menschenrechte (Procuraduría para la Defensa de los Derechos Humanos). Im 
Dezember wurden die ehemalige Abgeordnete Miriam Argüello zur Staatsanwältin für Menschen-
rechte und Carlos Gallo zu ihrem Stellvertreter gewählt.  
 
Berichte sprachen von neuerlicher Anwendung von Gewalt und Übergriffen in dem am schwersten 
vom Bürgerkrieg der 80er Jahre betroffenen Gebiet, einem Streifen in der Mitte des Landes. 
 
Im September 1996 fanden vor dem Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte in Costa 
Rica die Verhandlungen in dem Fall des 17jährigen Jean Paul Genie Lacayo statt, der im Jahr 
1990 angeblich von Leibwächtern des damaligen Chefs der Armee, General Humberto Ortega, 
erschossen worden war. Die Interamerikanische Menschenrechtskommission hatte sechs Zeugen 
vorgeladen. Das Gericht nahm Stellungnahmen sowohl der Kommission als auch der nicaraguani-
schen Regierung entgegen. Die beiden Hauptzeugen, General a.D. Humberto Ortega und General 
Joaquín Cuadra, waren trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht zu dem Termin erschienen. Die 
Kommission forderte ihre erneute Vorladung. Das Gericht nahm Aussagen über die vorliegenden 
Beweise zur Kenntnis und entschied, daß erforderlichenfalls weitere Verhandlungen stattfinden 
könnten, wenn die säumigen Zeugen zu einem späteren Zeitpunkt vor Gericht erscheinen würden. 
In einer Erklärung forderte die Interamerikanische Kommission das Gericht unter anderem auf, es 
möge befinden, daß Nicaragua das Recht von Jean Paul Genie Lacayo auf Leben verletzt habe 
und daß die nicaraguanische Regierung eine Entschädigungsleistung zu zahlen sowie die Ermitt-
lungen in diesem Fall so lange fortzusetzen hat, bis die für seinen Tod Verantwortlichen vor Ge-
richt zur Rechenschaft gezogen worden sind. Der Vertreter der Regierung stellte die Zuständigkeit 
des Gerichtshofs in diesem Fall mit dem Argument in Frage, daß die Rechtsmittel im Inland noch 
nicht ausgeschöpft worden seien, und behauptete, der Prozeß sei ordnungsgemäß geführt wor-
den. Ende des Berichtszeitraums stand das Urteil des Gerichtshofes noch aus. 
 
Die Haftbedingungen in den Gefängnissen und Polizeizellen des Landes kamen häufig grau-
samer und erniedrigender Behandlung gleich. Die Zellen waren extrem überfüllt und manche Ein-
richtungen sogar um das Dreifache überbelegt. Die Gefangenen mußten ohne Bettzeug auf dem 
Zellenboden schlafen, und es gab weder Toiletten noch Trinkwasser. Da auch für die medizinische 
Versorgung keine Mittel vorgesehen waren, konnten sich Infektionskrankheiten unter den Insassen 
rasch ausbreiten. Die Haftbedingungen entsprachen nicht den internationalen Standards, wie bei-
spielsweise den von den Vereinten Nationen festgelegten Mindestgrundsätzen für die Behandlung 
von Gefangenen. 
 
Bewaffnete Oppositionsgruppen der recontra – ehemalige Angehörige des nicaraguanischen 
Widerstandes oder contra-Rebellen, die gegen die frühere sandinistische Regierung gekämpft hat-
ten – waren vermutlich für den Mord an mindestens 30 Personen sowie für Entführungen und Fol-
terungen, darunter auch Vergewaltigungen, von Bauern, Frauen und Kindern sowie Sympathisan-
ten von Gruppen des gesamten politischen Spektrums verantwortlich. Im Januar beispielsweise 
wurde berichtet, daß Angehörige einer bewaffneten Gruppe in El Guayabo in Waslala, Departe-
ment Matagalpa, drei Frauen und sieben Kinder in ihrer Hütte festgebunden und diese anschlie-
ßend in Brand gesetzt hatten. Dabei sind alle zehn Menschen ums Leben gekommen. Dem Ver-
                                                 
10) ai: Jahresbericht 1997, Stand 28.8.1997 
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nehmen nach hatten sich die Frauen geweigert, den Verbleib ihrer älteren Söhne preiszugeben, da 
sie fürchteten, daß die Gruppe sie aufgrund ihrer Weigerung, sich ihnen anzuschließen, töten wür-
de. Zuvor hatte die gleiche Gruppe bereits ihre Ehemänner ermordet. 
 
Führer und Mitglieder von Volksorganisationen wurden gleichfalls Opfer von Menschenrechtsver-
stößen. Im August wurden Amado Leiva Flores, der Vorsitzende der landwirtschaftlichen Koopera-
tive Emir Cabezas Lacayo (Cooperativa Agrícola Emir Cabezas Lacayo) und José Granados Cruz, 
ein Mitglied der Kooperative, in Zinica, Waslala, erschossen. Bei den Mördern handelt es sich nach 
Angaben von Augenzeugen um Angehörige einer unter dem Namen „Pablo-Negro-Bande“ be-
kannten recontra-Gruppe. 
 
Im Dezember 1995 hatte amnesty international ein Schreiben an Präsidentin Violetta Barrios de 
Chamorro gerichtet, in dem die Organisation Informationen über die Zwischenfälle erbat, bei denen 
in Portezuelo und Rubenia (Managua) zwei Demonstranten getötet und mehrere andere inhaftiert 
und geschlagen worden waren, und ihre Sorge über die bekanntgewordenen Unregelmäßigkeiten 
bei den Ermittlungen zur Aufklärung der Tötung von 13 Personen in La Marañosa (s. Jahresbericht 
1996) zum Ausdruck brachte. Eine Antwort auf die Anfrage von amnesty international stand Ende 
des Berichtsjahres noch aus. 
 
Im September nahm ein Beobachter von amnesty international an der Verhandlung über den Fall 
von Jean Paul Genie Lacayo vor dem Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte teil. 
 
 

Julio Cesar Reyes (15) wurde 29 mal am Arm mit Zigaretten traktiert 
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WEITERE HINTERGRUNDINFORMATIONEN ZUR SITUATION IN NICA-
RAGUA IN 1997 11) 

 
Studentenproteste: 
Am 27. Juni 1997 feuerten Anti-Aufstands-Truppen der Polizei mit Tränengas und Gummige-
schossen auf Studenten und Professoren der Nationalen Landwirtschaftlichen Universität während 
diese gegen das präsidiale Veto gegen die Beibehaltung der 6% im Staatshaushalt, die laut Ver-
fassung den Universitäten zustehen, demonstrierten. 22 Personen wurden verletzt, 16 Studenten 
und 6 Polizisten. Drei Personen wurden festgenommen und neun sandinistische Abgeordnete 
(darunter drei Frauen) wurden verprügelt, als sie bei der Konfrontation vermitteln wollten.  
 
Wirtschaftliche Situation und Eigentumsfrage: 
Alemán verfolgt, im Unterschied zu Violeta Chamorro, einen härteren Kurs gegenüber den Sandi-
nisten. Ungelöste Eigentumsfragen, bedingt durch die Enteignungen in den achtziger Jahren, be-
lasten das politische Klima. Die Regierung wollte zunächst die Gesetze zur Konfiszierung des Ei-
gentums der Somozas und ihrer Gefolgsleute, das Agrarreformgesetz von 1981 und 1987, die Ge-
setze der Übergangsphase 1990 sowie das Eigentumsgesetz von 1995 nicht anerkennen. Auch 
wird der Privatisierungsprozeß der ehemaligen Staatsbetriebe von 1990/91 in Frage gestellt. Dar-
unter die Betriebe, die an Arbeiterinnen und ehemalige Kämpfer gingen. Die Regierung behauptet, 
durch friedlichen Dialog die Konflikte lösen zu wollen, ermuntert andererseits jedoch die Somozas, 
ihre Rechte einzuklagen. Richter sind oft gekauft, und Urteile zugunsten der Enteigneten werden 
schnell vollstreckt und schaffen Fakten. Die Polizei greift bei den Räumungen hart durch und die 
Gewalt nimmt zu. Die Landbevölkerung ist zunehmend verunsichert und es gibt bereits Kooperati-
ven, in denen die Mitglieder aufhören zu arbeiten und wieder in die Berge gehen. 
 
Nach einer Gesetzesinitiative im April, die alle Landtitel zwischen 1979 und 1996 annullieren sollte, 
gab es Protestaktionen, worauf Alemán Ortega den Dialog anbot: man einigte sich u.a. auf eine 
Aussetzung der Räumungen für 3 Monate, die Nichtannullierung der Titel und einen Lösungsvor-
schlag binnen 30 Tagen.  
 
Einigung in der Landfrage in Sicht?  
Jetzt, am 5. September  1997, wurde jedoch ein Abkommen zwischen der Regierung und der 
FSLN über den Stand der Enteignungen von 1979 bis 1990 erreicht. Eine paritätisch besetzte 
Kommission erarbeitete während 7 Monaten einen Entwurf, der vor den Nationalen Dialog (eine 
ad-hoc-Gruppe aus verschiedener Teilen der Gesellschaft unter dem Patronat der Regierung) ge-
bracht werden und noch binnen zwei Wochen von der Nationalversammlung als Gesetz verab-
schiedet werden soll. Darin sind Regeln festgesetzt für die Lösung von 133.000 Ländereien – es 
geht um eine Million Hektar Land, das ist ein Drittel der gesamten landwirtschaftlich nutzbaren Flä-
che Nicaraguas – deren ursprüngliche Besitzer von der Sandinista-Regierung enteignet worden 
waren. Ein Großteil dieser Ländereien war an arme Bauern und Kooperativen verteilt worden (al-
lerdings ohne Titelübertragung), einen anderen Teil jedoch hatten sich Sandinisten-Führer kurz vor 
ihrer Regierungsübergabe an Violeta Chamorro für ihre eigenen Zwecke angeeignet (bekannt als 
„la piñata“). Nach 1990 kehrten dann viele Exilierte zurück und erhielten ihre ehemaligen Lände-
reien zurück, was zu gewalttätigen Auseinandersetzungen mit den Besitzern/Beschenkten der 
Sandinista-Ära führte.  
 
Der neue Vorschlag sieht vor, daß die Empfänger von Stadtgrundstücken einer Größe unter 100 
m², den Titel automatisch bekommen; diejenigen mit größeren Ländereien, inklusive den Nutznie-
ßern der piñata, müssen ihre Fälle vor Gericht klären. Natürlich ist keine Seite 100% zufrieden. 
Alemán bekommt Schelte aus den eigenen Reihen. Unzufrieden sind auch ca. 2.000 ehemals 

                                                 
11) SOS Torture, Genf, 1. Juli 1997; FAZ vom 22.8.1997; Pressemitteilung des BMZ, 

22.8.1997; Informationsbüro Nicaragua, Wuppertal: Rundbriefe 3 u.4. sowie Central Ame-
rica UPDATE, 6-12. Sept. 1997 und LA NACION, San José vom 7., 10. und 11. Septem-
ber 1997. 
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nach USA geflohene Nicaraguaner, jetzt US-Staatsbürger, die ihre Ansprüche vor den US-
Kongress bringen wollen. 
 
Maquilas: 
Eines der Wahlversprechen von Alemán war die Schaffung von 100.000 Arbeitsplätzen. Unter an-
derem sollen günstige Kredite Kleinbetriebe unterstützen und ausländische Investoren sollen durch 
niedrige Löhne ins Land geholt werden. Aus Taiwan, Korea, USA, Kanada und Italien engagieren 
sich Firmen in Nicaragua. Der Stundenlohn in den Maquilas beträgt 0,32 US $. Im Mittelpunkt der 
Politik steht die Förderung der Wirtschaft, eine Steigerung der Sozialleistungen für Bedürftige ist 
nicht geplant. 
 
Deutsche Entwicklungshilfe: 
Das Ziel der finanziellen und technischen Unterstützung durch die Bundesrepublik ist, laut Pres-
semitteilung des BMZ, die Hilfe zur Selbsthilfe. Für Infrastrukturmaßnahmen und Umwelt- und 
Ressourcenschutz werden 30 Mio DM aus Mitteln der Finanziellen Zusammenarbeit zur Verfügung 
gestellt, und für die Förderung der Privatwirtschaft (inkl. Berufliche Bildung), ländliche Entwicklung 
und Wiederherstellung der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur sind 17 Mio DM als Beitrag 
der Technischen Zusammenarbeit zugesagt.  
 
 
 
 
 
 

 
 

Aufschrift auf dem Schild: 
Jorge Carpio lebt...! 

Es ist eine Lüge! Es ist nicht sicher! 
Die Nachrichtendienste töten keine Schakale! 

Jorge Carpio ist nicht getötet wurden! 
Die Kugeln können keine Ideale töten! 
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PANAMA 
 

Situation der Menschenrechte aus Quellen von ai 
 

Seit November 1996 sind Hunderte von Menschen aus der nördlichen Region Kolumbiens, den 
Departements Urabá und Antioquia nach Panamá geflohen. Sie versuchten, auf diese Weise den 
verbreiteten extralegalen Hinrichtungen, „Verschwindenlassen“ und anderen schweren Menschen-
rechtsverletzungen zu entkommen, die von paramilitärischen Einheiten im Umfeld der kolumbiani-
schen Sicherheitskräfte und von Guerrilla-Truppen begangen wurden. Innerhalb Kolumbiens gibt 
es inzwischen fast eine Million Inlandsflüchtlinge. 
 
Trotz der Appelle der internationalen Gemeinschaft und des Hohen Flüchtlingskommissariats der 
Vereinten Nationen (UNHCR) sind viele hundert Flüchtlinge von den panamaischen Behörden 
nach Kolumbien abgeschoben worden, was einen eindeutigen Verstoß gegen Artikel 33.1 der 
Genfer Flüchtlingskonvention darstellt, in dem es heißt: „Keiner der vertragsschließenden Staaten 
wird einen Flüchtling auf irgendeine Weise über die Grenzen von Gebieten ausweisen oder zu-
rückweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehö-
rigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Überzeugungen bedroht sein würde.“ 
 
Paramilitärische Gruppen haben bereits mehrmals die Grenze zu Panamá überquert und dort 
Menschenrechtsverletzungen, darunter extralegale Tötungen, an kolumbianischen Flüchtlingen 
und panamaischen Staatsbürgern verübt. 
 
Beispiele:  
• José Ignacio Acevedo und Cipriano García (getötet, 24.06.97) 
• Marcos Torres und Román Antonio Zapata (verschleppt, 24.06.97) 
• Mitglieder von Organisationen, die Flüchtlinge unterstützen, wie z.B. „Asociación Regional para 

las Migraciones Forzadas“ (bedroht) 
 
Im Juni 1997 veröffentlichte ai den Bericht „Panama/Kolumbien, Flüchtlinge und das Recht, dem 
Tode zu entfliehen“ (AMR 44/06/97), in dem es ausführlich auf die Ereignisse eingeht und die Mit-
gliedschaft in einer CASA-Aktion zu aktiver Mitarbeit durch Aktionen aufgefordert wurde. 
 
Darin werden der Regierung Panamas die folgenden Empfehlungen gemacht: 
1. Die panamaischen Behörden sollten die Flüchtlinge, die wegen der politischen Gewalt aus Ko-

lumbien fliehen, nicht mit Gewalt deportieren und sich an den Artikel 33.1 der Genfer Konventi-
onen halten. 

2. Die panamaische Regierung sollte das Recht eines jeden Flüchtlings anerkennen, der aus 
Angst, deportiert oder ausgewiesen zu werden, sich an die entsprechenden Gerichte zu wen-
den, wie es das Gesetz vorsieht. 

3. Die panamaische Regierung sollte vertrauensvoll mit dem UNHCR zusammenarbeiten und den 
UN-Mitarbeitern Zugang zu den kolumbianischen Flüchtlingen gewähren, bevor irgendeine 
Maßnahme bezüglich Deportation oder Ausweisung entschieden ist. Dazu ist die Regierung 
Panamas nach Artikel 35 der Genfer Flüchtlingskonventionen verpflichtet. 

4. Die Regierung Panamas sollte den Flüchtlingen, die vor der Gewalt in Kolumbien fliehen, nicht 
den Eintritt ins Land verwehren. 

5. Die panamaische Regierung sollte alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Sicherheit 
der kolumbianischen Flüchtlinge zu garantieren, insbesondere sollte sichergestellt werden, daß 
keine weitere paramilitärischen Infiltrationen mehr vorkommen. Auch sollten Operationen der 
Sicherheitskräfte gegen obige Infiltrationen nicht dazu benutzt werden, Flüchtlingen den Eintritt 
ins Land zu verwehren. 

 
Desweiteren hat ai an die Internationale Gemeinschaft appelliert, 
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1. darauf zu dringen, daß die panamaischen Behörden den kolumbianischen Flüchtlingen, die vor 
der Gewalt in ihrem Land fliehen, Zuflucht garantiert wird und daß die Gemeinschaft ihre Sorge 
äußert, weilß die panamaischen und kolumbianischen Behörden gewaltsame Repatriierungen 
im April 1997 durchgeführt haben und dabei die UN-Flüchtlingskonvention verletzt haben. 

2. genau zu verfolgen, ob die kolumbianischen Behörden tatsächlich die paramilitärischen Grup-
pen neutralisieren, die in der Region Urabá operieren und diejenigen, die für Menschenrechts-
verletzungen verantwortlich sind, vor Gericht bringen. Dies gilt auch für die Mitglieder der Si-
cherheitskräfte, die verantwortlich sind für Training, Unterstützung, Koordination und Zusam-
menarbeit mit paramilitärischen Kräften. 

 
 
 

Kinder im Departement Nebaj 
 
 
 
 

 
Francisco Tsiac Tsoc (19) war Augenzeuge, als vier Polizisten  

Nahamán Carmona Lopez zu Tode prügelten 
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GIPFELTREFFEN DER PRÄSIDENTEN VON ZENTRALAMERIKA 
am 2.9.1997 12) 

 
Die Präsidenten Zentralamerikas trafen sich am 2. September in Managua, um – zum 29ten Mal in 
176 Jahren – die Möglichkeiten einer wirtschaftlichen und politischen Union zu diskutieren. Jedoch 
angesichts mangelnder Übereinkunft unterzeichneten die Staatsführer ein Dokument, mit dem sie 
prinzipiell der Integration zustimmten, setzten sich jedoch keine Zeitvorgabe für die Erreichung 
dieses Zieles. 
 
El Salvador und Honduras hatten zusammen den Vorstoß unternommen, einen regionalen Block 
ähnlich der Europäischen Union zu bilden, mit offenen Grenzen, freier Bewegung für Arbeit, Güter, 
Dienste und Kapital und einer gemeinsamen Außen- und Marktpolitik. Aufgrund Costa Ricas Ab-
neigung wurde dieser Vorschlag allerdings verwässert. Als Repräsentant des reichsten und am 
wenigsten militarisierten Landes von Zentralamerika insistierte Costa Ricas Präsident, José María 
Figueres, daß der Integrationsprozeß so langsam wie möglich geschehen solle. (In Costa Rica ist 
das Niveau von Erziehungs-, Gesundheits- und Einkommenswesen so viel höher als bei den 
Nachbarn, daß seine Bürger gegen eine Öffnung der Grenzen sind. Auch trägt die starke Präsenz 
des Militärs der Nachbarstaaten zu Costa Ricas Abneigung gegen die Integration bei.) 
 
Die Resolution des Gipfeltreffens verpflichtet die regionalen Staaten zu einer graduellen, fortschrei-
tenden Bewegung in Richtung „Zentralamerikanische Union“. Diese Bewegung solle weite Sekto-
ren der Gesellschaft mit einbeziehen. Die einzige konkrete Verpflichtung des Übereinkommens 
fordert eine Reform der Institutionen des Integrationssystems für Zentralamerika (SICA), des zent-
ralamerikanischen Parlaments und des zentralamerikanischen Gerichtshofs (Costa Rica gehört 
keinem davon an) und die Einberufung einer hohen Kommission, um eine Studie über die Formie-
rung einer zentralamerikanischen Union zu erstellen. 
 
 
 
 

Kaffeekooperative in Chajul 
 

                                                 
12) Quelle: "Central America UPDATE", Adam Isacson, Center for International Policy, 5. 

Sept. 1997 
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MEXIKO
“Bei den Parlamentswahlen von Anfang Juli d. J. erreichten die
Oppositionsparteien zwar Stimmgewinne, doch wird die
Regierung Zedillo ihren wirtschaftlichen Liberalisierungskurs -
wenn auch leicht abgeschwächt - weiterhin fortsetzen können.
Unterdessen schreitet die wirtschaftliche Erholung weiter voran.
Während die Gesundung der öffentlichen Finanzen zu einem
Rückgang der Inflation führt, dürfte die Wachstumsdynamik im
wesentlichen anhalten. Deshalb rechnen wir damit, daß das
Leistungsbilanzdefizit wieder Ansteigt; es wird problemlos
finanziert durch überwiegend mittel- und langfristige
Kapitalzuflüsse, die außerdem weitere vorzeitige Tilgungen
teurer Auslandskredite ermöglichen dürften.”

GUATEMALA
“Nach Beendigung des Bürgerkriegs forciert die Regierung
nunmehr die Modernisierung der guatemaltekischen Wirtschaft.
Die Ausgangsbedingungen für Strukturreformen sind gut, denn
internationales Kapital für Infrastrukturinvestitionen steht
ausreichend zur Verfügung. Die makroökonomischen
Rahmendaten des Landes werden sich in diesem Jahr positiv
entwickeln. Die Zentralbank, die sich uneingeschränkt dem Ziel
der Preisstabilität verpflichtet sieht, wird die inflationären
Auswirkungen der zu erwartenden hohen Kapitalimporte so gut
wie möglich begrenzen. Ein leichter Anstieg der Inflationsrate in
diesem Jahr wird sich jedoch kaum vermeiden lassen. Die reale
Aufwertung des Quetzal bereitet der exportorientierten Industrie
zunehmend Sorgen. Die positive Entwicklung des Kaffee-Exports
sorgt jedoch dafür, daß das Handelsbilanzdefizit nicht aus dem
Ruder läuft.”

EL SALVADOR
“Der konservativen Regierungspartei ARENA fällt es jetzt schwerer, ihr politisches Programm im
Parlament durchzusetzen. Dort wurde die linksorientierte Opposition nach den Märzwahlen zur
zweitstärksten Kraft. Möglicherweise muß Staatspräsident Calderón Sol einige Abstriche an geplanten
marktwirtschaftlichen Reformen zulassen, damit andere konservative Parteien seinen Plänen
zustimmen. Unabhängig von innenpolitischen Spannungen zieht die Konjunktur wieder etwas an. Ein
neuer Beistandskredit des IWF sichert weitere Darlehen multilateraler Finanzinstitute. Kapitalzuflüsse
sind ebenso aus privaten Auslandsfinanzierungen und ersten Emissionen am internationalen
Kapitalmarkt zu erwarten. Ab 1998 könnten sich auch Auslandsinvestoren stärker engagieren, da
Privatisierungsprojekte anlaufen. Damit dürften in den nächsten zwei Jahren die Leistungsbilanzdefizite
zu finanzieren sein.”

Dresdner Bank Lateinamerika AG -
beurteilt die Wirtschaftssitutation in den “CASA-Ländern”
(aus Kurzbericht über Lateinamerika, Juni 1997)
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NICARAGUA
“Aufgrund er innenpolitischen Polarisierung
zwischen der regierenden Alianza Liberal und der
sandinistischen Opposition, den beiden
einflußreichsten Parteien, fällt es dem seit
Jahresanfang amtierenden Staatspräsidenten, Dr.
Alemán, noch schwer, seinen
Liberalisierungskurs durchzusetzen, Seit drei
Jahren wächst die Wirtschaft Nicaraguas wieder
und wir erwarten, daß sich die Erholung fortsetzt.
Die Sanierung der Staatsfinanzen muß aber noch
vorangetrieben werden, damit die neue Regierung
Neuverhandlungen mit dem IWF über ein
Strukturanpassungsdarlehen erfolgreich
abschließen kann. Trotz des erheblichen
Nachholbedarfs dürfte die Importnachfrage erst
ab 1998 schneller wachsen als die Exporte, so
daß das hohe Defizit in der Leistungsbilanz in
nächster Zeit noch etwas zurückgehen dürfte.
Nach unserer Einschätzung wird Nicaragua im
laufenden und nächsten Jahr genügend
Entwicklungshilfe zufließen, so daß sich die
Devisenreserven wahrscheinlich weiter leicht
erhöhen.”

COSTA RICA
“Nach der Rezession des
vergangenen Jahres kommt die
Wirtschaft langsam wieder in
Fahrt. Das BIP-Wachstum wird
1997 jedoch lediglich bei 2 %
liegen. Der Rückgang der
Inflationsrate setzt sich
gegenwärtig nicht mehr fort. Die
Zinssätze sind in den vergangenen
Monaten spürbar zurückgegangen.
Hierdurch sinkende
Zinsbelastungen der öffentlichen
Hand haben zusammen mit
Einnahmesteigerungen zu einem
Abbau des Haushaltsdefizits der
Zentralregierung geführt. Costa
Rica erhielt von Moody’s ein Ba1-
Rating und plant die Begebung von
500 Mio US$ Fremd-
währungsanleihen. Handels- und
Leistungsbilanzdefizit steigen
weiter an, sind aber vor allem
durch Direktinvestitionen pro-
blemlos finanzierbar.”

         

PANAMA
“Panama strebt ein neues Kreditabkommen mit dem IWF an.
Der im Rahmen der Strukturanpassungen vorgesehene
Privatisierungsprozeß hat neue Anstöße bekommen. 49 %
der staatlichen Telefongesellschaft Intel wurden inzwischen
an ein britisches Unternehmen verkauft. Das
Wirtschaftswachstum, das  sich nach Regierungsaussagen
schon 1996 wieder leicht beschleunigt haben soll, wird in
diesem Jahr weiter zulegen. Aufgrund reduzierter
Steuerbelastung und Zunahme des Wachstums in den
Nachbarländern wird insbesondere die Freizonenaktivität
wieder expandieren. Wachstumsimpulse werden jedoch auch
von den Investitionen im Zusammenhang mit
Privatisierungen und mit der Entwicklung der Kanalzone
ausgehen. Der öffentliche Gesamthaushalt wird nach der
Teilveräußerung der mit Gewinn arbeitenden
Telefongesellschaft sowie nach Abschaffung bzw.
Verminderung von Abgaben ins Defizit rutschen. Die
Devisenreserven des Banco Nacional de Panama haben trotz
Leistungsbilanzdefizits deutlich zugenommen.”

HONDURAS
“In Honduras werfen die Präsidentschaftswahlen ihre
Schatten voraus. Der Kandidat der liberalen
Regierungspartei liegt in den Meinungsumfragen vorn.
Im laufenden Jahr  erwarten wir hohe Einkommen in der
Kaffeewirtschaft, so daß sich die Konjunktur beleben
dürfte. Die Konsolidierung der öffentlichen Finanzen
bleibt ein zentrales Anliegen der Regierung Reina. Auch
die zukünftige Regierung wird ab 1998 das
Austeritätsprinzip wahren müssen, um die noch hohe
Inflation vermindern und Verhandlungen über ein neues
Strukturanpassungsdarlehen mit dem IWF führen zu
können. Multilaterale Finanzinstitute werden weiterhin
ihre Unterstützung davon abhängig machen, ob das Land
die mit dem IWF ausgehandelten Vorgaben einhalten
kann. 1997 wird der Zufluß ausländischen Kapitals
wahrscheinlich ausreichen, um den Fehlbetrag in der
Leistungsbilanz zu finanzieren. Erst ab dem kommenden
Jahr dürfen die Probleme in der Außenwirtschaft größer
werden.”
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CASA Kogruppe 

Tabelle der ratifizierten Konventionen 
Konvention Costa Rica El Salvador Guatemala Honduras Mexiko Nicaragua Panama 

International Covenant on Economic,        
Social and Cultural Rights X X X X X X X 
International Covenant on        
Civil and Political Rights X X X S X X X 
Optional Protocol to the International        
Covenant on Civil and Political Rights X X  S  X X 
Second Optional Protocol to the International         
Covenant on Civil and Political Rights S   S  S X 
aiming at the abolition of the death penalty        
International Convention on the Elimination        
of All Forms of Racial Discrimination XB X X  X X X 
International Convention on the Suppression        
and Punishment of the Crime of Apartheid X X   X X X 
International Convention against         
Apartheid in Sports     X S S 
Convention on the Prevention and        
Punishment of the Crime of Genocide X X X X X X X 
Convention on the Non-Applicability of        
Statutory Limitations to War Crimes     S X  
and Crimes against Humanity        
Convention on the Rights of the Child X X X X X X X 
Convention on the Elimination of All        
Forms of Discrimination against Woman X X X X X X X 
Convention on the Political Rights of Woman X S X  X X  
Convention on the Nationality         
of Married Woman   X  X X  
Convention on Consent to Marriage, Minimum        
Age for Marriage and Registration of Marriages   X  X   
Convention against Torture and Other Cruel,        
Inhuman or Degrading Treatment or Punishment X X X X X S X 
Slavery Convention of 1926   X  X X S 
1953 Protocol amending the 1926 Convention   X  X X  
Slavery Convention of 1926 as amended  S X  X X  
Supplementary Convention on the Abolition        
of Slavery, the Slave Trade, and Institutions  S X  X X  
and Practices Similar to Slavery        
Convention for the Suppression of the Traffic        
in Persons and of the Exploitation of the    X X   
Prostitution of Others        
Convention on the Reduction of Statelessness X S      
Convention relating to the        
Status of Stateless Persons X X S S    
Convention relating to the Status of Refugees X X X X  X X 
Protocol relating to the Status of Refugees X  X X  X X 
Convention on the rights of migrant workers        
and the members of their families     S   

X  Ratification, accession, approval or succession, acceptance or definitive signature 
S  Signature not yet followed by ratification 
XB  declaration recognizing the competence of the Committee on the Elimination of Racial Dis-

crimination under article 14 of the International Convention on the Elimination of All Forms of 
Racial Discrimination. 


